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4 0 5 . Kundmachung: Vorübergehende Aussetzung der Anwendung von Art. 1 und 2 des Abkommens
zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Philip-
pinen über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht

406. Kundmachung: Beitritt Italiens zum Übereinkommen über die Angabe von Familiennamen und
Vornamen in Personenstandsbüchern

4 0 7 . Abkommen Österreich — EWG; Gemischter Ausschuß; Auszug aus dem Protokoll der
18. Tagung

4 0 5 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 25. August 1981 betreffend die vor-
übergehende Aussetzung der Anwendung von
Art. 1 und 2 des Abkommens zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der
Regierung der Philippinen über die Auf-
hebung der Sichtvermerkspflicht vom 28. Ok-

tober 1977

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1972, BGBl. Nr. 293, wird
kundgemacht:

Die Anwendung der Art. 1 und 2 des Ab-
kommens zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Philippinen
über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht,
BGBl. Nr. 573/1977, wurde von der Regierung
der Philippinen gemäß Art. 8 des zitierten Ab-
kommens mit Note der Philippinischen Botschaft
Wien, No. VN-51/81 vom 21. Mai 1981, die am
26. Mai 1981 beim Bundesministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten einlangte, vorüber-
gehend ausgesetzt, sodaß diese Bestimmungen bis
auf Widerruf nacht mehr anwendbar sind.

Kreisky

4 0 6 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 25. August 1981 betreffend den Bei-
tritt Italiens zum Übereinkommen über die
Angabe von Familiennamen und Vornamen
in Personenstandsbüchern vom 13. Septem-

ber 1973

Nach Mitteilung des Schweizerischen Bundes-
rates bat Italien am 6. Juli 1981 seine Beitritts-
urkunde zum Übereinkommen über die Angabe
von Familiennamen und Vornamen in Personen-
standsbüchern, BGBl. Nr. 308/1980, hinterlegt.

Das Übereinkommen ist gemäß seinem Art. HO
am 5. August 1981 für Italien in Kraft getreten.
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407.
ABKOMMEN ÖSTERREICH — EWG
— Der Gemischte Ausschuß —

AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DER
18. TAGUNG AM 24. JUNI 1981

„Der Ausschuß kommt überein, daß keiner der
Partner der Übereinkunft verpflichtet ist, einem
Antrag auf die in Artikel 17 (1) des Protokolls
Nr. 3 vorgesehene nachträgliche Prüfung nachzu-
kommen, wenn dieser mehr als zwei Jahre nach
Ausstellung einer Warenverkehrsbescheinigung
EUR. 1 oder eines Formblattes EUR. 2 vor-
gelegt wird."
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Im Namen des Gemischten Ausschusses:

Der Vorsitzende:
J. Meisl
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